Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2897 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hussing, Frau Griesinger, Ruf, Frau 
Dr. Wolf, Dr. Rinsdie, Dr, Böhme, Krampe, Müller 
(Berlin), Pfeifer, Zink und Genossen und der Fraktion 

der CDU/CSU 


betr. die Politik der Bundesregierung gegenüber den 
ausländischen Arbeitnehmern in der Bundes- 
republik Deutschland 


Mitte 1971 befanden sidi in der Bundesrepublik Deutschland 
2,17 Millionen ausländische Arbeitnehmer. Ca. 1 Million Fami- 
lienangehörige, davon mehr als die Hälfte unmündige Kinder, 
dürften dazu zu rechnen sein. Inzwischen ist fast jeder zehnte 
Arbeitnehmer im Bundesgebiet Ausländer. Gegenüber der ver- 
gleichbaren Gruppe der deutschen ungelernten Arbeiter ist das 
Verhältnis noch ungünstiger. 

Die Aufenthaltsdauer der zunehmend nachwandernden Familien 
der Ausländer nimmt ständig zu. Eine Erhebung im Aufträge 
des Ministers für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen stellt für diesen Bereich fest, daß 30 ®/o der 
Haushalts Vorstände der Familien vier bis sieben Jahre im Bun- 
desgebiet ansässig sind, bei Spaniern sogar 60®/o über sieben 
Jahre. Nach derselben Erhebung leben 20 ®/o der Ausländer in 
Notwohnungen und 85 ®/o in Altbauten. Mißstände im Sektor 
Wohnung, Kindergarten, Schule, Sprachausbildung, Ausländer- 
recht etc. sind in wachsendem Maße Gegenstand der Erörterung 
in den Massenmedien, aber auch bei Anfragen im Deutschen 
Bundestag. Immer mehr Gruppen der Gesellschaft, auch die 
Parteien, erkennen die gesamtpolitische Bedeutung und fragen 
nach einem Gesamtkonzept der Bundesregierung, welches die 
Leistungen von über 2,7 Milliarden DM direkter Steuern der 
Ausländer mit beachtet. Man betont die europäische Bedeutung 
eines friedlichen und fruchtbaren Zusammenlebens verschie- 
dener Nationalitäten für eine gesunde Fortentwicklung der 
europäischen Einigung. Man erkennt, daß mit der bisher üb- 
lichen Mißständekritik allein das wegen des Umfangs qualitativ 
veränderte Problem nicht zu bewältigen ist. Deshalb würde eine 
geschlossene Konzeption auch den gesellschaftlichen Gruppen 
und Parteien die Mitarbeit an der Lösung der Aufgaben erleich- 
tern. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sie durch die 
nützliche Aufstellung von „Grundsätzen zur Eingliederung" 
im Koordinierungskreis beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung der eigenen Formulierung eines ge- 
schlossenen, über Fragen der Eingliederung und des 
Arbeitsmarktes hinausgehenden Konzepts der Ausländer- 
politik für Arbeitnehmer und sonstige Ausländer enthoben 
ist? 

2. Welche mittel- und langfristige Vorausschau und Planung 
hat die Bundesregierung über den Trend der Ausländer- 
beschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland, und 
haben hierbei bevölkerungspolitische Gesichtspunkte eine 
Bedeutung? 

3. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, durch 
bilaterale, multilaterale oder Maßnahmen auf EWG-Ebene 
an der Industrialisierung der Herkunftsgebiete der Ent- 
sendeländer so mitzuwirken, daß durch eine weitere Ver- 
flechtung der Wirtschaften die Notwendigkeit der Auslän- 
derbeschäftigung in unserer Wirtschaft zurückgeht? 

4. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um dem Trend zur unverhältnismäßigen Zunahme 
weniger Nationalitäten in der Ausländerbeschäftigung ent- 
gegenzuwirken? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung - auch für Zeiten der 
Rezession - die Lage der deutschen, vor allem älteren 
Hilfsarbeiter, die sich einer Konkurrenz von jüngeren, 
mobileren und durchschnittlich gesünderen Ausländern in 
prozentual beachtlichem Umfang gegenübersehen? 

6. Mit welchen Prozentsätzen voraussichtlich endgültiger Nie- 
derlassung der Ausländer bei den verschiedenen Natio- 
nalitäten, gemessen an der Zahl der jährlich neu Zuwan- 
dernden, rechnet die Bundesregierung? 

7. Welche objektiven Kriterien legt die Bundesregierung bei 
ausländischen Arbeitnehmern an, um sie als wahrscheinlich 
endgültig zugewandert zu qualifizieren, z. B. Heirat mit 
einem deutschen Partner, Aufenthalt von sieben bis zehn 
Jahren mit Familie, Integration der Kinder unter weit- 
gehendem Verlust an Kenntnissen der Elternsprache? 

8. In welcher Form kann der deutschen Gesellschaft und ins- 
besondere der Wirtschaft das ausländische Kulturgut, be- 
sonders die Sprachkenntnisse, der ausländischen Arbeit- 
nehmer und ihrer Familien bei langjähriger Ansässigkeit 
erhalten und nutzbar gemacht werden? 
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9. Welches Integrationsmodell verbindet die Bundesregierung 
mit dem sogenannten Rotationssystem, insbesondere hin- 
sichtlich der Familienzusammenführung, Wohnweise und 
des Schulsystems, und welche Chance gibt sie der Rotation? 

10. Welches von dem auf kürzere Zeit hierbleibende auslän- 
dische Arbeitnehmer anwendbare Integrationskonzept ver- 
schiedene Eingliederungsmodell vertritt die Bundesregie- 
rung gegenüber den 48 Vo Familien, die gemäß der Erhe- 
bung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen (S. 13) über sieben Jahre 
im Bundesgebiet sind? 

11. Wird die Bundesregierung prüfen, ob die bewährten Inte- 
grationsmaßnahmen, besonders auf sprachlichem Gebiet, 
wie sie auch mit Mitteln des Bundes seit Jahren bei Spät- 
aussiedlern und ausländischen Flüchtlingen praktiziert wer- 
den, zugunsten aller Beteiligten auch bei den ausländischen 
Arbeitnehmern angewendet werden sollten, bei denen ein 
langjähriger Verbleib abzusehen ist? 

12. Glaubt die Bundesregierung, daß mit dem bisherigen In- 
strumentarium und den geringen finanziellen Mitteln den 
laut Bericht der Bundesanstalt für Arbeit vom 25. August 
1971 (S. 3) im Jahre 1970 neu in das Bundesgebiet ein- 
gereisten 714 000 ausländischen Arbeitskräften eine für alle 
Beteiligten ausreichende Einführung in Sprache, Kultur, 
politische und gesellschaftliche Gegebenheiten des Gast- 
landes gegeben werden kann? 

13. Wird die Bundesregierung Initiativen von ausländischen 
Arbeitnehmern zur Selbstorganisation zwecks Erhaltung 
ihrer kulturellen Eigenart und Ausfüllung von Lücken im 
Betreuungssystem und in der Wohnungsbeschaffung finan- 
ziell unterstützen? 

14. Was veranlaßte die Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung von 2,7 Milliarden DM Lohn- und Einkommensteuer 
der Ausländer, damit die Familien ausländischer Arbeitneh- 
mer eine tatsächliche Chancengleichheit auf dem deutschen 
Wohnungsmarkt erhalten, wobei bisher aus der Unterbrin- 
gung von 85 Vo der Familien in Altbauten und 20 Vo in 
Notwohnungen (S. 12 der Erhebung des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein- 
Westfalen) zu entnehmen ist, daß für den Ausländer kaum 
eine Chance besteht, eine Sozialwohnung zu erhalten? 

15. Welchen Integrationswert mißt die Bundesregierung neben 
der ausreichenden Beherrschung der deutschen Sprache der 
menschenwürdigen Unterbringung der ausländischen Ar- 
beitnehmer mit ihren Familien in einer gewissen geschlos- 
senen Siedlungsweise, entgegen dem Motto „Kein Ghetto", 
zu, wenn die ohne Ober- und Mittelschicht zugewanderten 
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Ausländer bei zerstreuter Siedlung nur geringe Möglich- 
keiten zur Weckung von Selbsthilfeinitiativen haben? 

16. Sind die Vorschriften des deutschen Fremdenrechts und 
internationalen Privatrechts für eine optimale Gewährung 
von Rechtsschutz gegenüber den langjährig bei uns an- 
sässigen Ausländern nach Meinung der Bundesregierung 
angemessen und sollte nicht ein Beratungsdienst von in 
Fremdsprachen und im Auslandsrecht kundigen Anwälten 
entsprechend der arbeits- und sozialrechtlichen Beratung 
finanziert werden? 


Bonn, den 3. Dezember 1971 


Hussing 
Frau Griesinger 
Ruf 

Frau Dr. Wolf 
Dr. Rinsche 
Dr. Böhme 
Krampe 
Müller (Berlin) 

Pfeifer 
Zink 
Berding 
Dr. Götz 
Härzschel 
Frau Dr. Henze 
Josten 
Dr. Klepsch 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 

Müller (Remscheid) 

Riedel (Frankfurt) 

Frau Stommel 
Frau Dr. Walz 
Wawrzik 
Windelen 
Ziegler 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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